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Traumerfüllt
Ines Frühsammer verkauft in
Bissingen Brautmode. (Seite 15)

GroßeVorfreude bei
denHSB-Footballern
Die Hellenstein Rascals bestreiten
am Samstag ihr erstes Heimspiel.
Davor zeigen sie, welche Eigenhei-
ten ihre neuen Trikots haben.
Regionalsport Seite 23

Aus LIebe zu Büchern
und zumLesen
Vor 20 Jahren gründete sich der
Förderverein Stadtbibliothek, da-
mals aus Sorge um deren Erhalt.
Der Verein ist weiter sehr aktiv.
Giengen Seite 11

Das schnellere Internet
kann kommen
Sontheim/Brenz. Weil die Vorver-
marktung erfolgreich war, nimmt
sich die Netcom BW des Breit-
bandausbaus in der Gemeinde an.
Kreis und Region Seite 16

Service Seite 12
Roman Seite 12
Terminvorschau 13
Familienanzeigen Seite 27

„HeidenheimerModell“
wird ausgebaut
Die Stadt Heidenheim erweitert die
Sprachförderung für Kinder um
mehrere Elemente.
Heidenheim Seite 10
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Bürokratie und finanzielle Belastungen sind
zwei der wesentlichen Hemmschuhe, die das Hand-
werk belasten. Vertreter der Heidenheimer Hand-
werksinnungen suchten deshalb das Gespräch mit

Vertretern aus der Politik, um ihre Erfahrungen bei
der Arbeit vor Ort zu schildern. Ständig neue Vorga-
ben, nicht durchdachte Gesetze wie das Gebäude-
energiegesetz und komplizierte Vergabeverfahren

sind die eine Seite. Dazu kommen Probleme auf-
grund fehlender Fachkräfte, die das Handwerk an
seine Grenzen bringt. Vier Problemfelder wurden
besonders beleuchtet. Seite 9 Foto: Rudi Penk
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Heidenheimer
Handwerkwill
wieder höher
hinaus

Pablo Picasso soll einmal den
schönen Satz gesagt haben: „Das
Geheimnis der Kunst liegt da-
rin, dass man nicht sucht, son-
dern findet.“ Das gilt im meta-
physischen Bereich – dem uner-
klärbar Anziehenden, das man
bei bestimmten Musikstücken,
Bildern oder Skulpturen empfin-
det – genauso wie im realen Le-
ben. Zum Beispiel an einem
Durchgang in einem Münchner
Museum.
Ganz in Picassos Wortsinn

hatten nämlich die Mitarbeiter
der Pinakothek der Moderne
Ende Februar ein besonders

scharfes Auge: Sie fanden, ob-
wohl sie nicht gesucht hatten.
Plötzlich hing es einfach da, die-
ses Gemälde. Irgendwo zwi-
schen den Werken renom-
mierter Künstler wie
Georg Baselitz oder
Paul Klee. 90 mal
120 Zentimeter groß
war es, und es gehörte
dort nicht hin. Der Vor-
fall wurde erst jetzt bekannt
– zusammenmit der Lösung des
Rätsels: Ein 51-jähriger Ange-
stellter hatte das selbst geschaf-
fene Gemälde heimlich aufge-
hängt, offensichtlich in der

Hoffnung auf den Ruhm durch
eine solche Aktion.
Leider war dem Objekt, über

dessen Aussehen das Museum
schweigt, kein Erfolg be-
schieden. Das Bild wurde
abgehängt und dem
Hobbymaler statt öf-
fentlicher Aufmerksam-
keit eine Kündigung zu-
teil. Und die Polizei er-

mittelt wegen Sachbeschä-
digung: Fürs Aufhängen des
Bildes hatte er zwei Löcher ge-
bohrt. Aber vielleicht lässt sich
aus denen auch noch ein Kunst-
werk machen. Stefan Kegel

Entgangener Ruhm

E s ist ein Novum: Bei der
Kommunalwahl in Ba-
den-Württemberg am
9. Juni können erstmals

auch 16- und 17-Jährige
antreten. Damit soll das
Interesse junger Men-
schen an Kommunalpo-
litik gestärkt werden.
Doch wirklich gelingen
will das nicht. Nur 43
Prozent der 18-bis 29-Jäh-
rigen sind laut einer Um-
frage der Tageszeitungen
im Land, dem BaWü-Check, fest
entschlossen, das Wahlrecht
auch zu nutzen, weitere 37 Pro-

zent können sich das zumindest
vorstellen. Zum Vergleich: Von
der Gruppe aller Wahlberech-
tigten sind 62 Prozent „ganz si-

cher“, dass sie am 9. Juni
wählen gehen.
Die Bürger haben kla-

re Erwartungen an die
Gewählten vor Ort. Mit
großem Abstand hoch
im Kurs steht die Forde-
rung, dass sich Politik
mehr um bezahlbaren
Wohnraum kümmern

muss. Auch der Ärztemangel ist
vor Ort ein Topthema, ebenso
die Situation der Flüchtlinge

und der Ausbau des öffentlichen
Nahverkehrs. Allerdings unter-
scheiden sich Erwartungen je
nachdem, wo man lebt.
Die hohe Erwartungshaltung

an die Politik geht nicht einher
mit einer ähnlich hohen Bereit-
schaft, sich für kommunale Be-
lange in Gemeinde- oder Kreis-
räten einzusetzen. Für gut zwei
Drittel der Befragten kommt
dies nicht in Betracht. Nur eine
Minderheit hat schon einmal er-
wogen, sich bei einer Kommu-
nalwahl aufstellen zu lassen,
deutlich mehr Männer als Frau-
en. Wertgeschätzt wird das En-

gagement von Gemeinderäten
vor allem von jenen, die sich für
Kommunalpolitik interessieren
und abschätzen können, wel-
chen Aufwand es bedeutet, sich
für die Gemeinde einzusetzen.

Für die Vermittlung des loka-
len Geschehens sind regionale
Tageszeitungen von großer Be-
deutung. 58 Prozent der Befrag-
ten informieren sich über sie.
Der Grund: 59 Prozent der Be-
fragten insgesamt und 80 Pro-
zent der Zeitungsleser schätzen
dieses Medium als glaubwürdig.
Kommentar
Südwestumschau

Bürger im Land sorgen sich um
WohnungsbauundNahverkehr
BaWü-Check Vor den Kommunalwahlen sind die Erwartungen an die Politik groß – das
Engagement aber nicht. Viele junge Leute wollen nicht einmal wählen. Von Elisabeth Zoll

Brüssel. Das Europäische Parla-
ment hat den Weg für die um-
strittene EU-Asylreform freige-
macht. Nach jahrelangen Dis-
kussionen stimmten die Abge-
ordneten für das Paket, mit dem
die bisherigen Regeln fürMigra-
tion in die EU deutlich ver-
schärft werden sollen. Dem-
nach sollen die Mitgliedstaaten
zu einheitlichen Verfahren an
den Außengrenzen verpflichtet

werden, damit rasch festgestellt
werden kann, ob Asylanträge
unbegründet sind und die Ge-
flüchteten dann schneller und
direkt von der Außengrenze ab-
geschoben werden können. Ge-
plant ist insbesondere ein deut-
lich härterer Umgang mit Men-
schen aus Ländern, die als rela-
tiv sicher gelten.

Bundesinnenministerin Nan-
cy Faeser (SPD) will sich dafür

einsetzen, dass die nun be-
schlossene Reform möglichst
schnell Wirkung entfaltet: „Wir
haben uns nach jahrelangen har-
ten Verhandlungen auf dieses
umfassende Paket geeinigt. Da-
mit haben wir eine tiefe Spal-
tung Europas überwunden.“
Die stellvertretende Vorsit-

zende der Unionsfraktion, An-
drea Lindholz (CSU), sagte, Fae-
ser dürfe sich nicht auf der Ei-

nigung ausruhen. „Es braucht
jetzt weitere konsequente
Schritte wie etwa die Auswei-
tung der Liste sicherer Her-
kunftsländer.“ Die Organisation
Pro Asyl nannte das Paket einen
„Tiefpunkt für den Flüchtlings-
schutz in Europa“. Die Reform
muss von den EU-Staaten bestä-
tigt werden. Das ist normaler-
weise eine Formalität. dpa/afp
Themen des Tages Seite 2

EU-Parlament stimmtAsylreformzu
Migration Bundesinnenministerin Faeser fordert rasche Umsetzung der Verschärfung.
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Ampel-Koalition
Einigung bei
Mietpreisbremse
Berlin. Die Ampel-Koalition hat
sich auf eine Verlängerung der
eigentlich 2025 auslaufenden
Mietpreisbremse bis zum Jahr
2029 geeinigt. Dies gaben die
Regierungsfraktionen bekannt.
Grünen-Fraktionschefin Katha-
rina Dröge sprach von „einer
sehr guten Nachricht, dass die
Koalitionspartner nun ihre ge-
genseitige Blockade aufgegeben
haben“. Nun sollten weitere
Maßnahmen zumMieterschutz
umgesetzt werden. afp
Themen des Tages Seite 2

Waigel für
hartenKurs

Ulm. Der ehemalige Bundesfi-
nanzminister Theo Waigel
(CSU) unterstützt die Demons-
trationen gegen Rechtsextre-
mismus und die AfD. „Ich habe
auch der CSU geraten, daran
teilzunehmen“, sagte er im In-
terview mit dieser Zeitung. Das
sei notwendig, „um den immer
frecher werdenden Gegnern der
Demokratie und diesem wider-
lichen nationalistischen und
völkischem Geschwätz“ zu be-
gegnen. Dabei plädiert Waigel
auch für den Entzug von Grund-
rechten für besonders radikale
AfD-Politiker. Hö
Interview

AfD Der ehemalige
Finanzminister plädiert
für Grundrechtsentzug.

K aum ein Begriff ver-
bindet sich stärker mit
der Querdenker-Szene
als der oftmals hasser-

füllt ausgestoßene Ruf „Lügen-
presse“. Während der Corona-
zeit wurde er salonfähig, und
wer sich in Gesprächen als
Journalist outet, kann fest da-
mit rechnen, darauf angespro-
chen zu werden.
Ganz im Gegensatz dazu

stehen die Ergebnisse des neu-
esten BaWü-Checks. Fast 60
Prozent der Bürgerinnen und
Bürger im Land halten die re-
gionale Tageszeitung für die
vertrauenswürdigste Quelle.
Radio, TV und vor allem so-
ziale Netzwerke liegen weit
abgeschlagen dahinter.
Die Ergebnisse des For-

schungsinstitutes Allensbach
freuen uns in der Redaktion –
aber sollten auch nachdenk-
lich machen. Nur weil radikale
Schreihälse Berufsgruppen –
von Journalisten über Politiker
bis hin zu Rettungskräften –
verächtlich machen oder gar
angreifen, haben sie nicht
zwangsläufig recht. Die Tages-
zeitung ist unerlässlich, wenn
man sich über die Geschehnis-
se vor Ort informieren will.
Dort arbeiten – in allen Redak-
tionen – Profis, die ihr Ge-
schäft verstehen. Sie berichten
nach bestem Wissen und Ge-
wissen. Die Lügner sitzen wo-
anders. Gut, dass das die meis-
ten Menschen wissen.

Die Zeitung
ist wichtig

Kommentar
Ulrich Becker
zum Vertrauen in
regionale Medien

BaWü-
Check


